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Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 1, Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 15. März 1967 durch

Bundesrichter _Dr. H a u g
' — Vorsitzender —,

‘
Bundesrichter Dr° S c h u b e r t ‚und_‘
Bundesrichter H e y e r , ‘V

Kf
vBundessozialrichtef G ü n t hie r K und f

'-LBundesspzialricnter w e i n r‚e 1 c h

7Äffür[ReChtfgrkanntgl‘

- Die Revision der Klägerin gegen das Urtei3 des
'>Landebsozla gerztchts Niedersachsen vom 13. Mai L965

iwird_ ZdTHOKgQWLGbEH.

KoSten des Revisionsverfahrens Sind nicht zu erstattey
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Der jetzige hreisoberinspektor Herbert G::tziwar bis zum

Jahre 1956, d.h. bis zu seiner Übernahme in das Beamten»
verhältnis, 21 1/2 Jahre lang als Angestellter beschäftigt

gewesen und hatte als solcher der Angestelltenversicherung

angehört. Er ist jetzt bei der klagenden Allgemeinen Orts—
krankenkasse (AOK) freiwillig gegen Krankheit Jersichert.

Vom 23. September bis 20. Dezember 1961 und vom 8. Januar

bis 4. Mai 1962 wurde er wegenTuberkulose (The) im Kre1s»
krankenhaus Springe und in der Viktoria-Luise-Stiftung in

Bad_Rehburg behandelt. Die hierdurch entstandenen Kosten in“'

Höhe von 3 718,50 DM hat die Klägerin bezahlt. Sie verlangt

die Erstattung dieses Betrages von der Beklagten unter Beru-

fung auf 5 1 der Vereinbarung zwischen den Trägern der

Renten— und Krankenversioherung über.die Durchführung von

.
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und wiederherstellung

der Erwerbefähigkeit (Gesundheitsmaßnehmen) vom 15.1Se9tem-

ber 1958 - DOK1958, 563;.DAngVers1959, 1947-.—

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat die Beklagte antrags—
gemäß zur Zahlung des genannten Beträges verurtei1t- Aufpg

die.Berufung der Beklagten hat das Landeseozialgericht (LSG)

Niedersachsen das_ Ur teil des SG aufgehoben und die Klage ab»_
'gewiesen„ Es vertritt die Ansicht, % 1 der The-vereinbarung '

leei durch @ 21
a_des A■geste?ltenversicherungsgesetzes (AVG),

erngefh„t durch das Gesetz über Tuberkulosehilfe (THQ) vom
25.1Ju11 1959 (BGBl I 513), übernolt und damit nicht mehr

anwenäber. " V ' ”

Das LSG hat in se inem Urtei1 die Revision zugelassen.

Die Klägerin hat a;é3és Rechtsmittel eingelegt mit dem

Antrage‚'

das Urteil des LSG Niedersadhsen vom 14. Mai 1965

aüfzühehen»und_die Berufung der Beklagten gegen
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_das Uräeil des SG Hannover vom 24; Novemer 196€

IzurückzuweiSen„

Sie rügt unrichtige Anwendung des @ 21„a AVG. Zwar sei zu»
zugeben, daß mit dem Inkrafttreten des THQ die Geschäfts—

grundlage für die The-Vereinbarung weitgehel°;d weggefallen

seia Das könne aber nicht die grundsätzliche Unwirksamkeit

dieser vereinbarung zur Folge haben, vielmehr müsse jetztv

gefragt werden, welche Bestimmungen noch fortzugelten hät-

ten und wie_sie den veränderten Verhältnissen anzupassen.,
seien. Auch die Vertragschließenden seien bisher nicht daf‘

von ausgegangen, daß die The-Vereinbarung von 15° Septem-(
ber 1958 durch das THG völlig unwirksam geworden sei° So

_
hätten noch die Bundee verhände der Krankenkassen mit Schrei—k

ben vom 20° September 1961 lediglich die 55 5 und 6 der Tbc- 1
Vereinbarung fristlos gekündigt, und auch der verband Deut-

scher Rentenversicherungsträger habe dadurch, daß er die

59 1 bis 4 und 7 eis 10 der Tbc--Vereinbarung mit Schreiben

vom 28 Dezember 1961 zum 31° De„ember 1962 gekündigt hehe,

anerkannt, daß ohne dies e Kündigung die vereinbarte Re‚e

lung fortgelten würde„ Schließlich sei im Rahmen eines

Stre1tes darüber, ob die @@ 5 und 6 der The—Vereinbarung

infolge der Einfü3ung des @ 183 Abs„ 6 der Reichsversichew
run8301dnung (RVG) durch das se1snungsverne„serun031e etz

überholt sei. eine Zwischenvereinberung vom 20. Dezember

1961 (ErsK 1962,\222) geschlossen werden, durch welche die

Fortgeltung der Tbc—VEreinbarung noch wieder bestätigä wor—

den sei° Nach alledem müsse davon ausgegangen renden, da£j

beim Fehlen der Voraussetzungen für eine Leisuungspflicht'

.de? Rentenversicherungsträger nach 5 21 & AVG und 5 124% &
RVG weiterhin ä'1■éer The—vereinbarung anzuwenden sei■

_
$ 21 & AVG berühfe den hier Streitigen Anspruch nicht, da

äer VerSicherte nach Abs° ? keine Ansprüche gegen die

Beklagte habe} In einem solchen Falle könne der Rentenver—
sicherunästrä3er nach % 1} AVG ein Heilverfahren als Ermes—

sensleistung gewähren° Auch nach Inkrafttreten des THG seien
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somit die Rentenversicherungsträger nach wie vor befugt,

Vereinbarungen über die Zuständigkeit und die Vorausset-

zungen für solche Kannleistungen mit den zuständigen
Krankenversicherungsträgern zu treffen„ Die,Voraussetzunv

gen der Tbc—Véreinbarung seien deshalb durch das THG

nicht fortgefallen und diese, wenn auch in beschränktem_'
Umfange, weiterhin in Kraft geblieben:

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie bringt Vor, daB es sich bei der;nn■égung des 5‘1_der

Véreinbarung um nicht révisibles Recht im Sinne des @ 162

Abs„ 2 des Sozialgericht$gesetzes (SGG) handele‚ Davon
abgesehen habe das LSG mit Recht ausgeführt, daß die Klä=

gerin ihren Anspruch nicht mehr auf den genannten 5 1
stützen könne, weil dieser nicht mehr'anwendbar'sei‚ Nach

Abschluß der Vereinbarung vom 150 September 1958 habe der

Gesetzgeber ven sich aus die Frege der The—Hilfe endgültié.mvv

geregelt° Die Vereinbarung könne deshalb nur nach insoweit

gelten, als 8 21 a AVG nichts anderes bestimme‚ Hier sei

aber in dessen Abs„ 7 ausdrücklich geregelt, daß sie, die

Beklagte, im vorliegenden Falle nicht leistungepflichtig

sei. Aus 5 1} AVGergebe sich nichts anderes.,Diese Vor—'
schrift sei für.Vérsiéhérte, die an aktiver behandlungs-

bedürftiger The erkrankt éind, nicht anzuwenden" Wenn den
Versicherten, Rentnern und ihren Familienangehörigen durch

@ 21 a AVG ein Rechtsanspruch auf die Tbc-Bekämpfungsmeß—

nahmen gegeben werden sei, so bestehe keine veranlassung,

daneben für dieselbe Erkrankung noch eine Ermessenslei—

stung nach 9 1} AVG zuzubilligen„ Soweit @ 21 a AVG Platz

greife, komme somit eine andere Vorschrift nicht mehr in

Betracht„ Das Gesetz bestimme,auedrücklich‚ daß im Falle

einer Erkrankung an aktiver behandlungsbedürftiger Tbc

ein Anspruch "auf die Maßnahmennach @@13 bis 21 wegen
dieser Erkrankung nach Maßgabe folgender Vorschriften"
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‚stehe° Damit Sei klar gesagt, daß die Absätze 2 bis 9
des 5 21 3 AVGeine Sonderregéünäge■■äen.

Die statthafte, form— und fristgerecht eingelegte Revision

der Klägerin ist nicht begründet„

Zunächst bedarf es einer Klarstellung. Das LSG und die
Klägerin bezeichnen die Vereinbarung vom 15° September
1958 als The—Vereinbarung. Der genannte vertrag zwischen

Trägern der Hehten- und Krankenversicherung über die Durch—

führung von Maßnahmen zur Mhaltung, Besserung und Wieder—

herstellung der Erweruefebngke1 (Geeundhe113n„ßnanmen)

re gelt jedoch nur in seinem Abschnitt I "Maßnahmen zur

Tuberkulosebekämpfung". Abschnitt II (S 5) behandelt ■le
Ersatzansprüehe nach 5 129 RVG und 5 16 AVG, und Abschnit
III($ 6) Beihilfen zum Zahnersatz und Zuschüsse zu größeren

Heil— und Hilfsmi*teln‚ Abschnitt I? enthält sodann allge»
meine Bestimmungen und Abschnitt V Schluß° und Übergangs—

bestimmungen.

Sodann kann der Beklagten nicht darin gefolgt werden, daß‘

es sich bei der Anwendung und Auslegung der Vereinb;anung

vom 15. September 1958 um nicht revisibles Recht im Sinne

des $ 162 Abs° 2 SGG handele„ Diese Auffassung ist schon

deswegen unrichtig, weil der auf Grund der Enmächbigungen

in 5 12% Abs., 1 BVG, @21 Abs„ 1 AVGund €; 43 des Reichs—
Knappscheftsgesetzes (EKG) wesehlo sene Vertrag vom 15. Sep@

tember 1958 eine öffentlich-rechtliche, objektives Recht

schaffende.vereinberung und damit eine “senstige Vorschrift"

im Sinneüer genannten BeStimmung ist, deren Geltun ngsbnereieh

sich über den Bezi?k des Berufungsgerichcs hinaus erstreckta

Außerdem ist nicht nur die Vereinbarung vom 15. September

1958 auszulegen, sondern auch die Anwendung des 5 21 & RVG

nachzuprüfen.
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- 6 -

Schließlich ist der Klägerin zuzugeben, daß zweifelhaft

sein kann, ob die genannte Vereinbarung wirklich in vol»

lem Umfange ungültig geworden bzw“ überholt ist und be—

jahendenfalls von wann ab„ Es hängt dies nicht nur mit

den von den Vertragschließenden ausgesprochenen mehrfa—

‘chen‚ hinsichtlich ihrer rechtlichen Wirksamkeit zweifel«
haften Kündigungen zusammen (wobei jedoch die Kündigung

der @@l bis @und 7 bis 10 der Véreinbarung jedenfalls
erst zum 31„ Dezember 1962 ausgesprochen worden ist, also“

für eine später als die hier in Betracht kommende Zeit),

sondern auch damit, daß die Vereinbarungen in Abschnit' I

"Maßnahmen zur Tuberkulosebekämpfung" durch das THG un
die Abreden des Abschnitts II (Ersatzansprüche gemäß
5 1239 nvo und @ 16 AVG) durch die Einfügung des 5 185

Abs° 6 EVO durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung
des Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sieben

rung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom l2„ Juli 1961

(BGBlI 9133
- Vgl. hierzu BSG22, 112 - beeinflußt wor-

den_sind° Es bedarf hier indes keiner abschließenden Ente

scheidung der Frage, ob die Vereinbarung vom 150 Septem->

Aber 1958 nunmehr vollständig wirkungslos iSt (nach Stroebe

_ Soners 1963, 165, 166 - sind z‚B‚ die %s 2 bis & der
‘Vereinbarung unberührt geblieben, nach_einer Auskunft desv

Verbandes Deutscher RentV—Träger vom 20‚9„1963 in BKK
ll963‚ 5Ä1 geht dieser noch von der Gültigkeit des @3_

Abs„ 1 aus. Nach wekel - SczVers 19665 75 — sind die Ver».
tragechließenden übereinstimmend der Ansicht, daß die

"The—Vereinbarung" am 28„ Februar 1965 ausgelaufen ist)„

Jedenfalls konnte deren 5 1 auch für die Zeit bis zum

51„ Dezember 1962 nicht mehr angewendet werdena

Die Vbrschrift des 5 21 a AVG, die hier als äusgangsgnund—

lage in Betracht kommt, ist durch 5 31 THG mit Wirkung vom

1„ Oktober 1959 in das AVG eingefügt, Allerdings ist das

EEG durch 5 153 Abs„ 2 Nr„ 5 des am 1„ Juni 1962 in Kraft

getretenen Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) Vom 30. Juni
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1961 (BGBl I 815) wieder aufgehoben worden, sein Inhalt ist
jedoch in das BSHG eingearbeitet werden, und die Änderung

der Sozialversichérungsgesetze durch das THG ist durch des—

sen Aufhebung nicht berührt werden° % 21 a AVG bringt

- zusammen mit den wörtlich übereinstimmenden @@12Ä4 &
EVO, 4} a RKG — erstmalig eine gesetzliche Regelung der An-

sprüche gegen die Träger der Rentenversicherung (RentV) bei
Tbc-Erkrankungen„ In 5 21 a Abs„ 1 AVG ist bestimmt, daß
bei einer The-Erkrankung Versicherte und Rentner für sich,

für ihre Ehegatten oder für ihre Kinder Anspruch auf die

Maßnahmen nach @@13 bis 2 AVG wegen dieser Erkrankung
nach Maßgabe der folgenden Verschriften, don„ also der Ab»

sätze 2 bis 9 haben„ Wie die amtliche Begründung zum Ent—

wurf eines Gesetzes über die The—Hilfe (BT-Drucks„ III
Nr„ 3M9 unter A 4 und 5; vgl. dazu auch Schlink in DAngVers

1959, 190 ff) ergibt, war ausschlaggebend für die Neurege-
lung und die Einfügung der gleichlautenden ä@r21'a AVG,
1244 & BVGund &} & REGin die Rentenvereicherunssgesetze
die weitgehende Rechtsnnsicherheit, die auf diesem Gebiet

seit dem Zusammenbruch im Jahre 19%5 geherrsdht hatte„ 16

Richtlinien und vereinbarungen, mit denen bis dahin versucht

werden war, die Aufgaben der‚verschiedenen Ko$tenträger a:-

zugr3nzen (vgl° z.B„-die Richtlinien der Träger der RentV

über die Durchführung von Maßnahmez zur Erhaltung, wesent—

lichen Besserung dder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit

oder zur Behebung der Ansteckungsgefahr bei Erkäenkungen an

The im verhältnie
zu den Landesfürsorgeverbänden - DAngVers

1959, 193 ff 4 und die bereits mehrfach_erwähnte Vereinba—

rung vom 15ß September 1958) sind deshalb, wenn auch möglie‘

cherweise nicht vollständig (so esc.2n‚ 230, 232), so doch
wenigstens teilweise durch eine gesetzliche Regelung er;

setzt werden„_lm Zusammenhang damit ist insbeeondere der
Kreis der Anspruchsberechtigten neu abgegrenzt und den ver—

sicherten der RentV entgegen dem bisherigen Rechtszusäand

(vglo BSG 9, 57) dem Grunde nach bei The—Erkrankungen ein
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Rechtsanspruch auf Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und

Wiederherstellung der ErWerbsfähigkeit eingeräumt werden;

nur über Art und Maß der LeiStungen der The—Hilfe hat der

Träger der RentV jetzt nach pflichtgemäßem Ermessen zu

entscheiden° Außerdem ist ein entsprechender Anspruch auch
für den Ehegatten und die Kinder des Versicherten einge—

räumt werden.

Diese Neuregelung schl -leßt alle; dings nidnt aus, wénig—

stens nach dem Willen des Gesetzgebers (vgl die Aus füh—

rungen der Abgeordneten N; bei der 2 und } Bera—

tung des THG, Sitzungsbéricht des Deutschen Bundes tages;

IIIb .
35ä0 sowie Muthesius/Spahn/Cäsar "Recht der The—

Hilfe" 1961 S0 186 und 308 sowie Luber, The-Hilfe im Rah-
mendes esnaBd; III Anhang453Erl. zu @12ä4& RVG
Note 1), daß daneben noch die Träger der RentV auch bei

_Erkrankungen an The Heilverfahren nach den allgemeinen Vor;

schriften (55'1236 bis 12#4 RVG, 55 13 bis 21 AVG) gewäh-

ren, insbesondere an Versicherte, welche die besonderen

V0raussetzun3en des 5 21 a Abs„_2 AVGnicht erfüllen° Inse«
weit kann daher der Auffassung der Beklagten, daß 5 21 a

.AVG eine Spezialregelung sei, welche die Anwendung der all-

gemeinen Vorschriften schlechthin ausschließé, schwerlich '

gefolgt werden„ Gleichwohl kann die gesamte Neuregelung

der Tbc-Hilfe_durch das THG nur dahin verstanden werden,«

daß nunmehr der Gesetzgeber anstelle der beteiligten Lan—
’ _desfürsorg qeverbände und der Versicherungstrager die Recntsi;_i

verhältnis3e, insbesondere den Kreis der nnsprucnsb@rech- ” '

tigten, wieder regeln wollte (se euch_ßeuster, Sonérs 1965,

555, 337), Denn nach der amtlichen Begründung (aaO unter

A 5) wollte man ja gerade auch ua die konkurrierenden Zn-

ständigkeiten1für die Betreuung tuberkuloser Angehöriger

des öffentlichen Dienstes beseitigen und im Ergebnis auch
sonst zu einer uberprüfung und einheitlichen Regelung der

Abgrenzung der Aufgaben der verschiedenen Kostenträger

kommen? '
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3

Beide Ziele würden nicht erreicht, wenn man der Auffassung

der Klägerin folgen wollte° Für die Angehörigen des öffent—

lichen Dienstes und somit auch für den versicmaten Gi■x:;ist

■ach 5T21 THG; insbesondere de396n Abs„15 fjetzt $ aa? Abs„e
BSHG) in erster Linie der zuständige Dienstherr zur Gewäh-

„
rung von The—Hilfe_verpflichtet und zuetändig° Daß dieser ‘:

hier nicht zu leisten braubhte, liegt lediglich dara■, daß

er in der Regel wegen_der Grundverschrift des @ 1 Abs„ 1
Satz 2 TMG (jetzt 5 38 Abs„ 3 Satz 2 8353) seine Leistungsé
pflicht ausgeschlcssen hat, wenn die erforderliche Hilfe

11durch eihen gesetzlich begründeten Anspruch ua gegen einen-
Träger der Krankenversicherung sichergestellt ist (vgl.

Z„B„ das Rundschreiben des Bundesministere_dee_Innern über

The-Hilfe im öffentlichen Dienst vom 50° Januar 1960

— GMBl 8° 70 - sowie jetzt 5 127 Abs„ & BSHG i„V„m° @ 2

Abs? 1 BSHG).Würdemanjedoch in Fällen wie demvorlie—_
genden_über die @@1 ff der Vereinbarung vom 150 SepteM+

ber 1958 dem Träger der Krankenversicherung einen Ersatz—
anspruch'geben1 wäre das Ziel, bei den Angehörigen des

öffentlichen Dienstes die Leistungspflicht des Trägers der*

Rentv au$zuschließen, im “rgebnis äoeh nicht erreicht. Ein
solches Ergebnis wäre aber um so unängebrechter, als die

Träger der RentV als Gegenleistung dafür, daß sie mehrfabh‘

zu Lasten anderer Stellen von ihrer Leistuhgepflicht be—

freit werden sind (vgl„ BSG 2&, 259, 233), auch neue Lasten
übernommen haben, insbesendere zugunsten der Angehörigen

der Vérsiéhez‘ten° Denn die Kostenersnattungepflicht des
}-Bundes nach 5 55 THG (jetzt @ i38 BSHG) für die den Trägern.

der RentV ih den‚Fällen der @@124% & RVG, 21 & AVG undv '

43 & EKG entstehenden Aufwendungen ist nicht unbeschrän■t‚'
sbnderh auf die Fälle statianärer Dauerbehandlung (Asyliew

rung) begrenzt, ■‚h. die stationäre Behandlung vom Beginn_

des zweiten Jahres an (© 35 Abe° 2 THQ, @@1383‘s° 3,
66 Abs‚ 2 BSHG)° Insbeeondere die Au$dehnung>der_Leis■ungs—

pflicht des Trägers der Rent? auf die nächsten ängehörigen
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des Versicherten w;rd zudem vielfach auch zu einer Ent—

lastun3 der _Kuankenkassen führen, da 'die Angehörigen der
‚gesétzlichén RehtV'vielfach auch geSetzlich gegen Krank—

heit versichert sein werden°

Unter diesen Umständen wäre es mit dem Sinn und Zweck

der Neuregeluhg nicht Vereinbar, wenn die Klägerin noqh

unter Berufung auf die @@1 .fx der Vereinbarung vom

15° September 1958 bei der Erkrankung eines Angehörigen

des öffentlichen Dienstes Ersatzansprüche gegen den Tr“;
gér der RentV stellen könnte. Damit erweist sich das an»
gäfodhtene Urteil als zutreffend, so daß die Revision

als unbegründet zurückzuweisen ist°

‘ Die Kostenentséheidung beruht auf 5 195 SGG.
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